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In Zusammenarbeit mit der Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum -ARE-

und der Union der Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft - UOKG

„ Aus Anlass des 15.Bundeskongresses der ARE in Potsdam am 03.November 2012 und

anlässlich des 1. Jahrestages der mündlichen Verhandlung vor dem 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts am 03.11.2011, die zu der grundlegenden Entscheidung zum
„Informationsfreiheitsgesetz  (IFG) “geführt hat, stellen die  drei Verbände folgende Forderung:

„ Am Jahrestag der wegweisenden Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts  von 2011 
verlangen die drei dem Rechtsstaat besonders verpflichteten Organisationen die 

Offenlegung aller bei den Bundesministerien der Justiz und der Finanzen vorhandenen

Unterlagen und Dokumente mit Richtlinien , Einzelanweisungen und bloßen 
Stellungnahmen“,

die im Zusammenhang  mit der Aufarbeitung der stalinistischen Terrorakte, die als „Boden- und 
Wirtschaftsreform“ bezeichnet werden, dem Deutschen Bundestag und seinen Ausschüssen , 
gegenüber dem Bundesverfassungsgericht, den übrigen Gerichten des Bundes und der Länder, 
gegenüber anderen Stellen der Bundesregierung, nachgeordneten Behörden und 
Einrichtungen des Bundes sowie gegenüber Behörden und anderen Dienststellen der Länder   
abgegeben wurden .
Als erster  Schritt ist eine umgehende  Offenlegung der internen Dokumente beider Ministerien erforderlich. Dies zu verlangen, haben die drei Organisationen besonderen Anlass, insbesondere  vor dem Hintergrund früherer Äußerungen und Bewertungen aus den genannten Ministerien gegenüber z.B. dem Petitionsausschuss des Bundestages, die  ja u.a. zu der höchstrichterlichen Entscheidung am 03.Nov. 2011 geführt haben. Die schwerwiegende Verharmlosung des Unrechts aus  der Zeit der kommunistischen Gewaltherrschaft von 1945 bis 1989 hat zu einer Vielzahl von groben Fehlentscheidungen auf den verschiedenen  Ebenen – Politik, Justiz, Verwaltung-  geführt, die bis heute fortwirken und dringend der rechtsstaatlichen Überprüfung bedürfen. Auch wegen der in den letzten Jahren erfolgten rechtswissenschaftlichen Neubewertung der Straf- und Unrechtstatbestände ist  insbesondere eine vollständige Offenlegung der Positionen der beiden Ministerien zur Einschätzung der„ Boden und Wirtschaftsreform “zur Zeit der Sowjetischen Besatzungszone unabdingbar. Dies betrifft auch die Äußerungen der Ministerien im Zusammenhang mit den Vorbereitungen zur Wiedervereinigung und zu den Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts.
Die Teilnehmer des Bundeskongresses  der ARE in Potsdam am 03.November 2012 und die Mitgliederversammlung der ARE ermächtigen die Vorstände der drei Verbände, gegebenenfalls   unverzüglich die angemessenen juristischen Schritte zu unternehmen.“

Potsdam, 03.11. 2012

für die drei Verbände FRE,UOKG und ARE

gez. Prof. Dr. Schachtschneider,  Rainer Wagner, Manfred Graf v. Schwerin
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